Datum:




Absender:

________________________

________________________

________________________

An das

Landesamt für Besoldung und

Versorgung des Landes NRW 

40192 Düsseldorf

Sonderzahlungsgesetz NRW

Personal-Nr.: _________________

Sehr geehrte Damen und Herren,

aufgrund des Sonderzahlungsgesetzes NRW ist die Sonderzahlung (sog. Weihnachtsgeld) gekürzt worden. Diese Kürzung ist mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2006 noch einmal verschärft worden. Gegen diese Kürzung sind erhebliche rechtliche und auch verfassungsrechtliche Bedenken zu erheben.

Daher beantrage ich,

mir eine Sonderzahlung in mindestens der Höhe der zum Inkrafttreten des Sonderzahlungsgesetzes NRW geltenden Sonderzuwendungen abzüglich der bereits gewährten Sonderzahlung für den Monat Dezember 2007 zu gewähren.

I.

Die mir gewährte Sonderzahlung ist mit dem Grundsatz der amtsangemessenen Alimentation nicht in Einklang zu bringen. Art. 33 Abs. 5 GG schützt nicht nur den Kernbereich von Eingriffen bis zur unteren Grenze der amtsangemessenen Alimentation (BVerfG 44, 249, 263, BVerfG in NVwZ 1999, 1328 ff.), sondern verlangt bei jeder Veränderung der Substanz – insbesondere einer Besoldungskürzung – das Vorliegen eines sachlichen Grundes (vgl. BVerfG, NVwZ 1999 a.a.O.).

Besoldungskürzungen können nach der Rechtsprechung nicht allein mit finanziellen Erwägungen begründet werden. Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden, dass finanzielle Erwägungen und die Erwägung, Ausgaben zu sparen, allein für sich genommen eine Kürzung der Alimentation nicht legitimieren können (vgl. BVerfG 76, 256, 310 ff., 44 a.a.O.). Dem gemäß ist eine Alimentation ausschließlich nach Lage der öffentlichen Kassen oder nach politischen Opportunitätsgesichtspunkten verfassungswidrig (vgl. Leistner, Beamtenbesoldung als Sparpotential? Ein Beitrag zur Dogmatik des Alimentationsprinzips, ZBR 1998, 259, 261; Wolf a.a.O.).

Vorliegend begründet der Landesgesetzgeber die Kürzung der bisherigen Sonderzuwendung sowie den Wegfall des Urlaubsgeldes ausschließlich mit finanziellen Erwägungen (so die Begründung zum Gesetzentwurf), die nach der vorgenannten Rechtsprechung des BVerfG eine Kürzung der Alimentation nicht rechtfertigen können. Damit liegen dem Sonderzahlungsgesetz keine verfassungsrechtlich zulässigen Erwägungen zugrunde.

II.

Die hier angegriffene Kürzung der Sonderzahlung ist auch mit Blick auf den Tarifbereich des öffentlichen Dienstes nicht mit der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zu vereinbaren. Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinem Urteil vom 19.12.2002 – 2 C 34.01, ZBR 2003, 212 – ausgeführt, dass das besondere Treueverhältnis die Beamten nicht dazu verpflichte, mehr als andere zur Konsolidierung der öffentlichen Haushalte beizutragen und hinter der materiellen Ausstattung der sonstigen Beschäftigten des öffentlichen Dienstes dürfe die Alimentation der Beamten nicht greifbar zurück bleiben.

III.

Der Anspruch auf amtsangemessene Alimentation ist auch deswegen verletzt, weil er den Anspruch auf Anpassung der Bezüge entsprechend der allgemeinen und wirtschaftlichen Entwicklung missachtet und Sozialgesichtspunkte nicht berücksichtigt. Zwar werden die Bezüge in den Monaten April bzw. Juli 2003 um 2,4 und im April und August 2004 jeweils um 1 % zzgl. Einmalzahlungen angehoben. Diese Anpassung der Besoldungsbezüge wird jedoch durch die Kürzung der Sonderzahlungen bzw. wegen des Wegfalles des Urlaubsgeldes konterkariert. Auch wenn der Gesetzgeber einen Gestaltungsspielraum hinsichtlich der Höhe und deren Entwicklung und Anpassung der Alimentation hat, hat er sich aber (so BVerfG vom 12.02.2003 – 2 BvR 3/00) an den wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnissen sowie dem allgemeinen Lebensstandard zu orientieren. Der Landesgesetzgeber orientiert sich aber bei dem Sonderzahlungsgesetz ausschließlich an seinen Haushaltsdefiziten (vgl. die Begründung zum Gesetzentwurf, a.a.O.).

IV.

Schließlich verstößt insbesondere die Kürzung des sog. Weihnachtsgeldes der Versorgungsempfänger gegen Art. 33 Abs. 5 GG. In den Besoldungsgruppen oberhalb von A 8 beträgt der Grundbetrag für Versorgungsempfänger im Jahre 2003 nur 47 v.H. und in den Jahren 2004 und 2005 sogar nur 37 v.H und schließlich nach dem Haushaltsbegleitgesetz 2006 nur noch 22 v.H. Dies beeinträchtigt das Recht auf amtsangemessene Alimentation in besonderer Weise. Der Gesetzgeber hat im Rahmen seiner Verpflichtung zur amtsangemessenen Alimentation das Ansehen des Amtes in der Gesellschaft, den Ausbildungsstand, die Beanspruchung und Verantwortung des Amtsinhabers zu berücksichtigen und dafür Sorge zu tragen, dass jeder Versorgungsempfänger außer den Grundbedürfnissen ein Minimum an Lebenskomfort befriedigen und seine Unterhaltspflicht gegenüber seiner Familie erfüllen kann. Dem wird das Sonderzahlungsgesetz gerade auch in der Zusammenschau mit den erfolgten Versorgungseinbußen aufgrund der in den letzten Jahren durchgeführten Maßnahmen nicht gerecht. Der Kürzungskatalog in dem Versorgungsbericht des Landes NRW vom Juni 2003 (S. 45/46) umfasst seit dem Jahre 1992 insgesamt 20 Kürzungstatbestände, angefangen von der Linearisierung und Streckung der Ruhegehaltsskala (Erreichung des Höchstruhegehaltes nicht mehr nach 35, sondern erst nach 40 Jahren) bis hin zur schrittweisen Absenkung des Versorgungsniveaus und des Höchstruhegehaltssatzes von 75 v.H. auf 71,75 v.H. durch das Versorgungsänderungsgesetz 2001.

Nach der Entscheidung des Finanzministeriums NRW sollen die Verfahren ausgesetzt werden und auf die Geltendmachung der Einrede der Verjährung verzichtet werden. Mit dieser Verfahrensweise bin auch ich einverstanden.
Mit freundlichen Grüßen

___________________________
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